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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. – Das bleibt auch 
so. Dann schließe ich die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
über den Gesetzentwurf Drucksache 16/2556 ab. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung Drucksache 
16/3463, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wer möchte dem zustimmen? – Das sind die 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die wenigen anwesenden 
Mitglieder von CDU und FDP. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Christian Möbius [CDU]: Zählen 
Sie doch mal bei der SPD nach!) 

Wer enthält sich? – Die Piratenfraktion. Dann ist mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis die Be-
schlussempfehlung angenommen und der Gesetz-
entwurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Zweitens kommen wir zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/3456. Wer stimmt dem zu? – 
Sechs Vertreter der CDU. 

(Christian Möbius [CDU]: Parteiische Präsi-
dentin!) 

Wer stimmt dagegen? – SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – FDP und Piraten. Dann 
ist mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis der 
Entschließungsantrag abgelehnt.  

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 15. 

(Walter Kern [CDU]: Unverschämtheit!) 

– Wenn es Beschwerden gibt, können Sie gerne 
gleich zu mir kommen. 

(Beifall von der SPD – Josef Hovenjürgen 
[CDU]: Unglaublich!) 

– Ich habe ja gesagt, dass Sie sich gerne bei mir 
persönlich beschweren können. Dann brauchen Sie 
Ihre Stimme nicht so anzustrengen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

16 Neuntes Gesetz zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2897 

Beschlussempfehlung  
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/3464  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/3469 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Müller-Witt das Wort.  

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich will es relativ kurz 
machen. Der vorliegende Gesetzentwurf der Piraten 
ist eine durchaus nachvollziehbare Reaktion auf die 
in anderen Bundesländern lang geübte Praxis der 
Beschäftigung von Familienangehörigen durch Ab-
geordnete. So nicht in NRW.  

Das ist aber nicht der Grund, weshalb wir heute 
dem Antrag der Piraten nicht zustimmen können 
und ihm auch im Hauptausschuss nicht zustimmen 
konnten. Vielmehr sind auch wir der Überzeugung, 
dass das Abgeordnetengesetz überarbeitet werden 
sollte, allerdings nicht nur im Hinblick auf die Ver-
wendung der Mitarbeiterpauschale, sondern auch, 
um eine transparente und saubere Lösung für be-
zahlte Nebentätigkeiten von Abgeordneten zu nor-
mieren.  

Deswegen haben wir gemeinsam mit unserem Koa-
litionspartner Bündnis 90/Die Grünen sowie mit den 
Fraktionen von CDU und FDP zur heutigen Bera-
tung einen Entschließungsantrag vorgelegt. Mit die-
sem Entschließungsantrag soll der schon zwischen 
Hauptausschuss und Ältestenrat vereinbarte Bera-
tungsprozess in puncto Nebentätigkeiten um die 
Verwendung der Mitarbeiterpauschale erweitert 
werden. Dabei sollen die Ergebnisse aus der im Ja-
nuar dieses Jahres stattgefundenen Anhörung zum 
Nebentätigkeitsrecht neben dem in anderen Bun-
desländern bei der Beschäftigung von Familienan-
gehörigen ausgelösten öffentlichen Diskurs in einen 
Gesetzentwurf einbezogen werden. Ziel ist es, ein 
Gesetz zu erhalten, welches für die notwendige 
Schärfung möglicher Ungenauigkeiten im beste-
henden Gesetz sorgt. 

In diesem Sinne wäre es zu begrüßen, wenn die 
Fraktion der Piraten sich diesem Entschließungsan-
trag anschließen würde, sodass ein Beschluss aller 
Fraktionen über alle Fraktionsgrenzen hinweg zu-
stande käme. – Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kolle-
ge Jostmeier. 
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Werner Jostmeier (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann den 
Ausführungen der Kollegin der SPD fast vollkom-
men zustimmen. Das, was die Piraten hier vorgelegt 
haben, ist in weiten Teilen wirklichkeitsfremd und 
praxisfremd. Sie fordern, bis zur vierten Generation 
nachzuschauen und die Tätigkeit solcher Familien-
angehörigen zu verbieten. Das ist nicht nachvoll-
ziehbar, solche Verwandtschaftsgrade sind kaum 
mehr festzustellen. 

Wir stimmen dem gemeinsamen Entschließungsan-
trag von CDU, SPD, Grünen und FDP zu und leh-
nen den Antrag der Piraten ab – in der Hoffnung, 
dass die Piraten ihren Antrag noch zurückziehen. 

Ansonsten werden wir uns mit der Gesamtthematik 
hier wieder nach der Sommerpause gemeinsam 
beschäftigen. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jostmeier. – Für die Fraktion Bündnis90/Die 
Grünen Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hätte mir 
gewünscht, liebe Kolleginnen von der Piratenfrakti-
on, dass der Gesetzentwurf zurückgezogen worden 
wäre. Dann müssten wir ihn heute nicht ablehnen.  

In der Tat haben wir gesagt, wir gehen in einen ge-
meinsamen Prozess zu den Transparenzregeln und 
auch zu den Regeln der Beschäftigung der Mitarbei-
terinnen. Sie haben dieses Parlament mit diesem 
Gesetzentwurf allerdings in ein falsches Licht ge-
bracht, bei allen konstruktiven Debatten, die wir 
sonst darüber führen. Deswegen wäre es besser 
gewesen, Sie hätten Ihren Antrag zurückgezogen, 
vor allen Dingen auch deswegen, weil wir an ande-
rer Stelle viel differenzierter über mögliche Rege-
lungen reden wollen. Das werden wir dann ab-
schließend bei der Neuregelung des Abgeordne-
tengesetzes tun. – Danke schön.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. – Für die FDP-Fraktion Herr Kollege 
Rasche. 

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Piraten haben ver-
sucht, mit ihrer Initiative ein Problem aus Bayern 
nach Nordrhein-Westfalen zu übertragen, das es 
hier überhaupt nicht gibt. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD und der CDU) 

Okay, das ist Ihre Entscheidung. 

Die anderen vier Fraktionen haben sich entschlos-
sen, die Diskussionen um das Abgeordnetengesetz 
in Ruhe fortzuführen – bis in den September oder 
Oktober. Natürlich lassen wir in die Diskussionen 
auch die Ideen der Piraten einfließen. Wir werden 
dann in Ruhe entscheiden, was machbar ist und 
was nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Piraten Herr Kollege 
Marsching. 

Michele Marsching (PIRATEN): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren – zu Hause, hier ist ja niemand 
mehr! 

(Unruhe) 

Eigentlich wollte ich noch etwas zu unserem Antrag 
sagen und verteidigend darlegen, warum unser 
Vorschlag richtig und wichtig ist. Ich rede aber doch 
lieber kurz über den Entschließungsantrag. 

Ich schicke vorweg, dass ich meiner Fraktion emp-
fehle, diesem Antrag zuzustimmen. Ich gehe näm-
lich davon aus, dass Sie unseren Gesetzentwurf ab-
lehnen werden. Von daher machen wir das mit 
Pragmatismus. Wir wollen einer weiteren Ausarbei-
tung natürlich nicht im Wege stehen. 

Sie schreiben in Ihrem Antrag: 

„Die Fraktionen im … Landtag haben … einver-
nehmlich festgestellt, dass es einer Überarbei-
tung des Abgeordnetengesetzes in diesen bei-
den Punkten bedarf.“ 

Damit sind die Nebentätigkeiten und die Vettern-
wirtschaft gemeint.  

Beim letzten Mal haben Sie hier größtenteils gesagt, 
es bestünde kein Handlungsbedarf, das alles treffe 
auf NRW nicht zu, die Regelungen oder Gesetze in 
NRW bereits weit genug. Deutschlandweit seien wir 
sogar vorbildlich. – Das bestreite ich auch gar nicht.  

Jetzt aber wollen Sie beide Themen in einem gro-
ßen Wurf abhandeln. Nur: Um zu werfen, muss man 
auch ausholen. Und genau das passiert nicht.  

Im Januar war das Hearing zu den Nebeneinkünf-
ten, Anfang März haben wir uns getroffen und be-
schlossen, das Thema auf Referentenebene vorbe-
reiten zu lassen. Am 15. April kam ein Fragenkata-
log bei unserem Referenten an. Seitdem keine wei-
tere Entwicklung! 

Beim letzten Mal, Frau Beer, haben Sie gesagt: Wir 
reden schon längst über alle Dinge. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Ganz genau!) 
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Aber bis zu unserem Gesetzentwurf war in dieser 
Runde überhaupt nicht die Rede von Beschäfti-
gungsverhältnissen mit Verwandten. Daher freue 
ich mich umso mehr, zu hören, dass wir jetzt auch 
die Vetternwirtschaft in den Fokus nehmen. Unser 
Gesetzentwurf scheint das ja auf die Tagesordnung 
gebracht zu haben.  

Aber ist das wirklich Thema in der Arbeitsgruppe? 
Zumindest bei unserem Referenten ist dazu noch 
nichts angekommen. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wenn das alles so wichtig ist, dann hätten wir unse-
ren Gesetzentwurf als Grundlage nehmen, weiter 
ausarbeiten und darüber diskutieren können, hätten 
also quasi mit dem Entwurf später den großen Wurf 
machen können.  

Jetzt werden Sie sagen: Ihr habt doch darauf be-
standen, dass das Thema nicht weiter im Aus-
schuss behandelt werden soll. Ihr habt doch auf Ab-
stimmung gepocht. – Das stimmt auch. Wir wollten 
es abgestimmt haben. 

(Marc Herter [SPD]: Ist es ja auch!) 

Denn bei so wenigen Signalen, diesen Gesetzent-
wurf mit Ihnen gemeinsam weiterentwickeln zu kön-
nen, und so wenig Bereitschaft zum Kompromiss 
wussten wir uns leider nicht anders zu helfen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Wissen Sie nicht, was 
die Parlamentarische Geschäftsführerin Ihrer 
Fraktion tut?) 

– Ich wüsste nicht, dass wir zu dem Thema auf Re-
ferentenebene, so wie es abgesprochen war, wei-
tergearbeitet hätten, Frau Beer. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das ist falsch!) 

Sie sagen in Ihrem Antrag: Lasst uns das nach der 
Sommerpause machen. – Soll heißen: nach der 
Bundestagswahl. Schade, dass immer alles auf die-
sen Termin hinauslaufen muss! 

(Marc Herter [SPD]: So ein Quatsch!) 

– Dann ist es Quatsch. Okay. Das soll jeder für sich 
selber beurteilen. 

Ich freue mich auf jeden Fall auf die Beratungen in 
der Arbeitsgruppe und empfehle meiner Fraktion, 
wie gesagt, sowohl dem Gesetzentwurf als auch 
dem Antrag zuzustimmen. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Marsching. Herr Kollege Marsching, wenn 
Sie das Abgeordnetengesetz und den Bereich 
Amtsausstattung und Mitarbeiterbeschäftigung mei-
nen, dann bitte ich Sie ganz herzlich, nicht von Vet-
ternwirtschaft zu reden. Die kennt unser Abgeordne-
tengesetz nämlich nicht. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den 
GRÜNEN und der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, traditionsgemäß 
und guten Gepflogenheiten folgend, äußert sich die 
Landesregierung nie zu Angelegenheiten des Ab-
geordnetengesetzes. 

(Minister Ralf Jäger: Ich würde es aber gern 
tun!) 

Deshalb ist die Redeliste an dieser Stelle er-
schöpft.  Das bleibt auch so. Ich schließe die Debat-
te. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf. Der Hauptausschuss empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/3464, den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/2897 abzulehnen. 
Wer möchte sich dieser Beschlussempfehlung an-
schließen? – Das sind die Fraktionen FDP, CDU, 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind die Piraten. Möchte sich jemand 
enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist die Be-
schlussempfehlung mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis angenommen und der Gesetzent-
wurf abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD, 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP Drucksa-
che 16/3469. Wer möchte dem Entschließungsan-
trag zustimmen? – Das sind die antragstellenden 
Fraktionen von FDP, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und, wie im Redebeitrag angekündigt, die Pira-
ten. Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht der 
Fall. Enthält sich jemand? – Das ist ebenfalls nicht 
der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag ein-
stimmig angenommen. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 16 und rufe auf 
den Tagesordnungspunkt 

17 Gesetz zur Änderung des Stärkungspaktge-
setzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/2722 

Beschlussempfehlung  
des Ausschusses 
für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/3465 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/3532 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD 
Herrn Kollegen Körfges das Wort. 
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